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Finanzierung der Berufsbildung
Man kann auch zu sparsam sein
Der Bundesrat hat die Botschaft über die Förderung von Bildung, Forschung und Innovation (BFI) für das Jahr 2012 an die eidgenössischen Räte überwiesen. Travail.Suisse ist enttäuscht über den Bund. Wieder versäumt er es, seinen vollen Anteil bei der Finanzierung der Berufsbildung zu übernehmen, und schwächt sie damit. Nachbesserungen sind unumgänglich. 
Das Berufsbildungsgesetz sieht vor, dass der Bund 25 Prozent der Aufwendungen der öffentlichen Hand für die Berufsbildung übernimmt. Bis heute hat er dieses Ziel nicht erreicht. Auch im Budget 2012 verfehlt er dieses Ziel. Mit dem in der BFI-Botschaft vorgesehenen Betrag von 774,1 Millionen Franken schafft er es auf eine 22.2-Prozent-Beteiligung. Pikant an der Sache ist: Damit sinkt der Bundesanteil erstmals seit Jahren wieder. In den letzten Jahren ist der Bundesbeitrag in einer positiven Bewegung von 16.2 Prozent (2004) auf 22.4 Prozent (2011) gestiegen. Man erwartete nun, dass der Bund 2012 seinen vollen Beitrag leistet. 
Sparen auf dem Buckel der Kantone….

Was der Bund nicht zahlt, das haben in erster Linie die Kantone zu berappen. Das Budget im Zusammenhang mit der Berufsbildung kann nicht beliebig nach unten korrigiert werden. Vieles sind Fixkosten, die keinen oder nur einen geringen Spielraum zulassen. Was beim Bund gespart wird, müssen einfach die Kantone ausgeben. Der Spareffekt bei der öffentlichen Hand ist deshalb gleich null.

 ….oder auf Kosten von wichtigen Anliegen und Investitionen? 
Trotzdem verändert sich etwas durch das Verhalten des Bundes. Indem der Bund seine 25 Prozent nicht bezahlt und also 100 Millionen Franken zurückhält, gefährdet er (erstens) die Finanzierung von Anliegen, zu deren Finanzierung die Kantone gesetzlich nicht verpflichtet sind, und schwächt (zweitens) den Spielraum für Investitionen.

Die Verbundpartner sind sich eigentlich einig, dass die höhere Berufsbildung gestärkt werden muss. Die höhere Berufsbildung ist gesetzlich aber so geregelt, dass die Kantone letztlich nicht verpflichtet sind, sie wirklich zu finanzieren. Unter Finanzdruck hat hier ein Kanton die Möglichkeit, finanzielle Abstriche vorzunehmen. Das wäre aber absolut kontraproduktiv. Damit würden Prozesse ausgelöst, die in die total falsche Richtung gehen. Wir brauchen eine stärkere, nicht eine schwächere höhere Berufsbildung.   
Die Zukunftsfähigkeit der Berufsbildung hängt stark davon ab, ob sie die nötigen Investitionen vornehmen kann. Wichtige Bereiche, die hier angesprochen werden müssen, sind:  die Attraktivitätssteigerung der Berufslehre für leistungsstarke Jugendliche, die Integration von 95 Prozent der Jugendlichen in die Sekundarstufe II, die bessere Förderung der Fremdsprachen in der Berufsbildung und eine neue Politik für die höhere Berufsbildung. Indem der Bund seinen Beitrag nicht voll einbringt, mindert er die Investitionsmöglichkeiten in diesen Bereichen. 
Eindeutige Meinung der Spitzenverbände

In seltener Einmütigkeit sehen alle Spitzenverbände der Sozialpartner die Notwendigkeit ein, dass der Bund endlich seinen vollen Beitrag an die Berufsbildung übernehmen muss. Hier spart er am falschen Ort. Man kann auch zu sparsam sein und damit gut angelaufene Prozesse gefährden. Es ist nun am Ständerat, in der kommenden Frühjahrssession die notwendige Kurskorrektur vorzunehmen. 
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